


















Prüfervermerk zur Vortragsakte KV-Nr. 2102 

Dieser Vermerk erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Er soll lediglich auf die Probleme hinwei-

sen, die das Prüfungsamt veranlasst haben, die Aufgabe als Aktenvortrag auszugeben. 

 

Die Klage der Klägerin (K) gegen die Beklagte (B) dürfte zulässig, aber nur teilweise begründet 

sein. 

 

A. Zulässigkeit der Klage:  

Die Klage dürfte zulässig sein.  

 
I. Rechtsweg zur Arbeitsgerichtsbarkeit:

Der Rechtsweg zur Arbeitsgerichtsbarkeit dürfte gemäß § 2 I Nr. 3 lit. a) bzw. d) ArbGG 

eröffnet sein, da es sich um eine bürgerliche Rechtsstreitigkeit aus dem Arbeitsverhältnis 

zwischen K als Arbeitgeberin und B als Arbeitnehmerin handeln dürfte bzw. K schlüssig eine 

unerlaubte Handlung der B, die mit dem Arbeitsverhältnis im Zusammenhang steht, darge-

legt haben dürfte. 

 
II. Zuständigkeit:

Das ArbG Düsseldorf dürfte örtlich zuständig sein. Zwar wohnt B in Wülfrath, sodass gemäß 

§ 46 II 1 ArbGG i.V.m. §§ 12, 13 ZPO nach dem allgemeinen Gerichtsstand das ArbG Wup-

pertal örtlich zuständig sein dürfte. Die örtliche Zuständigkeit des ArbG Düsseldorf dürfte 

sich jedoch aus § 48 Ia 1 ArbGG ergeben, da B ihre Arbeit gewöhnlich im Fitnessstudio der K 

in Mettmann, mithin im Bezirk des ArbG Düsseldorf verrichtet. Ebenso dürfte sich die örtliche 

Zuständigkeit des ArbG Düsseldorf aus § 46 II 1 ArbGG i.V.m. § 32 ZPO als Ort der uner-

laubten Handlung ergeben. K hat gemäß § 46 II 1 ArbGG i.V.m. § 35 ZPO insoweit ein Wahl-

recht.  

 
B. Begründetheit der Klage:  

Die Klage dürfte nur teilweise begründet sein.  

 
Anspruch aus §§ 280 I, 241 II, 611a, 619a BGB:  

K dürfte gegen B einen Anspruch auf Zahlung von Schadensersatz i.H.v. 3.000,00 € gemäß 

§§ 280 I, 241 II, 611a, 619a BGB haben.  

 
1. Zwischen K und B besteht ein Schuldverhältnis in Form eines Arbeitsverhältnisses gemäß 

§ 611a I BGB. 

 
2. B dürfte eine arbeitsvertragliche Nebenpflicht aus § 241 II BGB verletzt haben. Der Arbeit-

nehmer ist insoweit verpflichtet, Sachen des Arbeitgebers (insb. Arbeitsgeräte) vor Beschä-

digung zu schützen (vgl. Palandt/Weidenkaff, BGB, 79. Aufl. 2020, § 611 Rn. 39 f., Pa-

landt/Grüneberg, § 280 Rn. 28a). Indem B statt des Entkalkungsmittels einen Rohrreiniger in 

die Kaffeemaschine eingefüllt hat, wodurch die Kaffeemaschine irreparabel beschädigt 

wurde, dürfte sie ein Arbeitsgerät der K beschädigt und damit ihre Pflichten (objektiv) verletzt 

haben. 

 
3. B dürfte die Pflichtverletzung auch zu vertreten haben. Gemäß § 619a BGB wird dies ab-

weichend von § 280 I 2 BGB nicht schon infolge der objektiven Pflichtverletzung vermutet, 

sondern ist positiv festzustellen. Die Darlegungs- und Beweislast liegt insoweit bei K als 



Arbeitgeberin (vgl. Palandt/Weidenkaff, § 619a Rn. 6). Unstreitig hat B Rohrreiniger in die Kaf-

feemaschine eingefüllt und diese damit zerstört. Da der Rohrreiniger entsprechend beschriftet 

war, dürfte sie jedenfalls (einfach) fahrlässig i.S.d. § 276 I, II BGB gehandelt haben. An dieser 

Stelle dürfte der Grad der Fahrlässigkeit noch offenbleiben können. 

 
4. K ist durch das Verhalten der B ein Schaden in Höhe von 4.500,00 € entstanden. Nach 

§ 249 I 1 BGB dürfte K den zur Wiederbeschaffung der Kaffeemaschine erforderlichen Be-

trag verlangen können, hier also 4.500,00 €. Da K den Nettobetrag geltend macht, dürfte es auf § 

249 I 2 BGB nicht ankommen. Für einen Abzug „Neu für Alt“ (vgl. dazu Palandt/Grüneberg, Vorb v § 

249 Rn. 97 ff.) dürfte angesichts des unstreitig gebliebenen Umstands, dass die beschädigte Maschine 

erst wenige Wochen alt war, kein Raum sein.  

 
5. Allerdings dürfte eine Minderung der Ersatzpflicht der B zu berücksichtigen sein. 

 
a) Ein eigenes Mitverschulden der K bei der Schadensentstehung gemäß § 254 I BGB dürfte 

nicht zu berücksichtigen sein. Hiernach hängt dann, wenn bei der Entstehung des Schadens 

ein Verschulden des Geschädigten mitgewirkt hat, die Verpflichtung zum Ersatz sowie der 

Umfang des zu leistenden Ersatzes von den Umständen, insbesondere davon ab, inwieweit 

der Schaden vorwiegend von dem einen oder dem anderen Teil verursacht worden ist. Den 

Geschädigten trifft ein Mitverschulden, wenn er diejenige Sorgfalt außer Acht lässt, die je-

dem ordentlichen und verständigen Menschen obliegt, um sich vor Schaden zu bewah-

ren (vgl. Palandt/Grüneberg, § 254 Rn. 8). Zwar dürfte hier der Umstand an der Schadensent-

stehung mitgewirkt haben, dass es offenbar bereits vor dem hier streitgegenständlichen Zwi-

schenfall eine Verwechslung zwischen Rohrreiniger und Entkalkungsmittel gab. Denn 

unstreitig wird normalerweise unter der Spüle nur das Entkalkungsmittel aufbewahrt, der Rohr-

reiniger hingegen im Putzschrank. Dass am Schadenstag beide Flaschen unter der Spüle 

standen, dürfte ein Versehen gewesen sein. Dieser Umstand dürfte allerdings nur dann im 

Rahmen des § 254 I BGB zu berücksichtigen sein, wenn er auf einem Verschulden der K 

beruht, was B als Ersatzpflichtige darzulegen und zu beweisen hätte (vgl. dazu Palandt/Grü-

neberg, § 254 Rn. 72). B hat lediglich vorgetragen, dass der Standort vertauscht war, nicht 

aber, wer hierfür verantwortlich war. B dürfte damit weder ein eigenes Verschulden der K, noch 

ein möglicherweise nach §§ 254 II 2, 278 BGB zuzurechnendes Verschulden eines Erfül-

lungsgehilfen der K dargelegt haben.  

 
b) Allerdings dürfte sich eine Haftungsbeschränkung aus den Grundsätzen des innerbe-

trieblichen Schadensausgleichs in entsprechender Anwendung des § 254 BGB ergeben. 

Danach hat ein Arbeitnehmer bei betrieblich veranlasstem Handeln vorsätzlich verur-

sachte Schäden in vollem Umfang zu tragen, bei leichtester Fahrlässigkeit haftet er dagegen 

nicht. Bei normaler Fahrlässigkeit ist der Schaden in aller Regel zwischen Arbeitnehmer und 

Arbeitgeber zu quoteln. Bei grober Fahrlässigkeit hat der Arbeitnehmer grundsätzlich den 

gesamten Schaden zu tragen, wobei Haftungserleichterungen, die von einer Abwägung im 

Einzelfall abhängig sind, nicht ausgeschlossen sind (BAG NJW 2011, 1096; Palandt/Weiden-

kaff, § 611 Rn. 157).  

 
(1) Die Tätigkeit der B dürfte betrieblich veranlasst gewesen sein. Eine betrieblich veran-

lasste Tätigkeit liegt vor, wenn bei objektiver Betrachtung aus der Sicht des Arbeitnehmers 

im Betriebsinteresse zu handeln war, das Verhalten nicht untypisch war und keinen Ex-

zess darstellte (vgl. Palandt/Weidenkaff, 611 Rn. 157). Zwar ist unstreitig, dass B bis zum 

Schadenstag nie selbst für die Entkalkung der Kaffeemaschine zuständig war, sondern dies 



stets durch den Geschäftsführer (GF) der K erledigt wurde. Diese Tätigkeit zählte damit (bis-

lang) nicht zu den typischen Aufgaben der B. Allerdings hat GF B am Schadenstag explizit 

angewiesen, die Entkalkung vorzunehmen. Die Tätigkeit dürfte auch abstrakt von der Stel-

lenbeschreibung der B („Thekenkaft“) umfasst sein. 

 

(2) B dürfte grob fahrlässig gehandelt haben, indem sie den Rohrreiniger in die Kaffeema-

schine einfüllte. Grob fahrlässig handelt, wer die verkehrserforderliche Sorgfalt in beson-

ders schwerem Maße verletzt und schon einfachste, ganz naheliegende Überlegungen nicht 

anstellt und das nicht beachtet, was im gegebenen Fall jedem einleuchten musste. Anders als 

bei der einfachen Fahrlässigkeit sind bei der groben Fahrlässigkeit auch subjektive, in der 

Individualität des Handelnden begründete Umstände zu berücksichtigen, etwa die Tatsache, 

dass er ungeübt und Nichtfachmann ist. Den Handelnden muss auch in subjektiver Hinsicht 

ein schweres Verschulden treffen, was in der Regel das Bewusstsein der Gefährlichkeit 

voraussetzt, aber auch dann zu bejahen sein kann, wenn der Handelnde die Gefährlichkeit 

seines Tuns leichtfertig nicht erkennt (Palandt/Grüneberg, § 277 Rn. 5). Dass das Einfüllen 

von Rohrreiniger in eine Kaffeemaschine zu irreparablen Schäden führt, dürfte objektiv für 

jedermann erkennbar sein. Unstreitig war die Flasche mit „RohrGranate“ beschriftet, sodass 

objektiv erkennbar war, dass es sich nicht um ein Entkalkungsmittel handelte. Zudem wies 

die Flasche unstreitig mehrere Gefahrensymbole auf, die auf die ätzende und giftige Eigen-

schaft hinwiesen. Bei einem Gerät, das – wie eine Kaffeemaschine – der Zubereitung von 

Lebensmitteln dient, dürfte es für jeden einleuchtend sein, dass beim Einfüllen anderer Flüs-

sigkeiten als Wasser besonders sorgfältig geprüft werden muss, um was es sich handelt. Auch 

in subjektiver Hinsicht dürfte ein besonders schweres Verschulden der B vorliegen. Zwar 

dürfte zu berücksichtigen sein, dass B unstreitig keine Erfahrung mit dem Entkalken hatte. 

Gerade dann dürfte von ihr aber eine besondere Sorgfalt zu erwarten gewesen sein. Für den 

subjektiven Verschuldensvorwurf dürfte unerheblich sein, dass der Schaden nur deshalb ent-

standen ist, weil das Rohrreinigungsmittel offenbar versehentlich ebenfalls unter der Spüle 

stand. Denn insoweit ist unstreitig, dass B vor dem Zwischenfall nicht wusste, dass norma-

lerweise unter der Spüle nur das Entkalkungsmittel aufbewahrt wird, das Rohrreinigungsmittel 

aber im Putzschrank – dies hat sie nach ihren eigenen Angaben in der Replik erst nachträglich 

erfahren. Damit dürfte sie nicht darauf vertraut haben können, dass sich unter den Flaschen 

nicht auch der bzw. ein Rohrreiniger befindet. B dürfte zwar die Gefährlichkeit ihrer Handlung 

tatsächlich nicht bewusst gewesen sein, allerdings dürfte sie die Gefährlichkeit leichtfertig 

verkannt haben, indem sie wie selbstverständlich davon ausging, das richtige Mittel zu ver-

wenden. Auch wenn sich die Flaschen tatsächlich ähneln, dürfte von B zu erwarten gewesen 

sein, dass sie sich beim Vorhandensein mehrerer ähnlicher Flaschen, genau vergewissert, 

um was es sich handelt bzw. welche sie verwendet. A.A., also ein milderer Fahrlässigkeitsgrad, 

gut vertretbar. 

 

c) Allerdings dürfte trotz grober Fahrlässigkeit die Haftung der B der Höhe nach zu be-

schränken sein. Denn auch bei grober Fahrlässigkeit dürfte nur „in der Regel“ eine volle 

Haftung anzunehmen sein, was aber Raum für Ausnahmen lässt (Palandt/Weidenkaff, § 611 

Rn. 157 f.). Ob eine Entlastung infrage kommt und wie weit sie geht ist nach einer einzelfall-

bezogenen Abwägung, in die u.a. die Höhe des Arbeitsentgeltes, die persönlichen Umstände 

des Arbeitnehmers und der Umstand, inwieweit der eingetretene Vermögensverlust des Ar-

beitgebers dem Betriebsrisiko zuzurechnen ist, einfließen, zu entscheiden (Palandt/Weiden-

kaff, § 611 Rn. 157 f.). Daher dürfte zu berücksichtigen sein, dass für den Schaden mitur-

sächlich geworden ist, dass sich das Rohrreinigungsmittel ebenfalls unter der Spüle befand, 



sich die Flaschenformen ähnelten und damit eine Verwechslung nicht fernliegend war. Zwar 

dürfte nicht nachgewiesen sein, dass dies auf einem Verschulden der K beruht (s.o.), es dürfte 

aber ohne weiteres ihrem Betriebsrisiko zuzurechnen sein. Mildernd dürfte weiter zu berück-

sichtigen sein, dass der Schaden ein Vielfaches des Monatslohnes der B ausmacht. Auch, 

dass B seit fünf Jahren bei K beschäftigt und ihren zwei kleinen Söhnen unterhaltsver-

pflichtet ist, dürfte zu Gunsten der B zu berücksichtigen sein. In der Gesamtschau dürfte es 

angemessen sein, die Haftung auf 2/3 des Schadens (= 3.000,00 €) zu beschränken, was 6 

Monatsgehältern entspricht. Mit entspr. Begründung dürfte eine (auch deutlich) höhere Quote bis 

hin zur vollen Haftung oder – insb. wenn grobe Fahrlässigkeit verneint wird – eine (auch deutlich) 

niedrigere Quote vertretbar sein. Aus § 823 I BGB dürfte sich aus denselben Gründen kein höherer 

Anspruch ergeben. 

 
II. Zinsen:  

In Bezug auf den zuzusprechenden Betrag von 3.000,00 € dürfte der Zinsanspruch nur teil-

weise begründet sein. K dürften allein Prozesszinsen nach §§ 291, 288 I BGB i.H.v. 5 Pro-

zentpunkten über dem Basiszinssatz zustehen. Der Zinslauf dürfte nach § 291 BGB i.V.m. 

§ 187 I BGB analog am Tag nach der Klagezustellung beginnen (Palandt/Grüneberg, § 291 

Rn. 6), hier also am 25.07.2020. Zinsen vor diesem Tag dürften B nicht zustehen, sodass die 

Klage insoweit teilweise abzuweisen sein dürfte. Denn eine Verzinsung vor Rechtshängigkeit 

dürfte nicht als Verzugsschadensersatz geschuldet sein, da sich B mangels Mahnung der 

K nach Fälligkeit im Sinne des § 286 I 1 BGB nicht in Verzug befunden und eine Mahnung 

auch nicht nach § 286 II, III BGB entbehrlich gewesen sein dürfte. Ein Zinsanspruch nach 

§§ 849, 823 I BGB ist nach dem Bearbeitungsvermerk nicht zu prüfen. 

 
C. Tenorierungsvorschlag:  

„Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin 3.000,00 € nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozent-

punkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 25.07.2020 zu zahlen. Die Klage im Üb-

rigen wird abgewiesen.“ Ausführungen zur Entscheidungen über die Kosten, zur vorläufigen Voll-

streckbarkeit, zum Streitwert sowie zu einem Rechtsbehelf oder Rechtsmittel und die Erteilung einer 

entsprechenden Rechtsbehelfs- oder Rechtsmittelbelehrung sind nach dem Bearbeitungsvermerk er-

lassen. 


